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Erster Teil
Einleitung

I. Gegenstand der Arbeit

In den nahezu wort- und inhaltsgleichen Vorschriften der die Revision
betreffenden §§ 137 Abs. 2 VwGO, 118 Abs. 2 FGO, 163 SGG und 559
Abs. 2 ZPO1 ist jeweils eine Bindung der Revisionsgerichte an die in dem
angefochtenen Urteil getroffenen tats�chlichen Feststellungen geregelt,
außer wenn in Bezug auf diese Feststellungen zul�ssige und begr�ndete
Revisionsgr�nde vorgebracht sind. Diese Normen kennzeichnen die grund-
s�tzliche Beschr�nkung der Revisionsgerichte auf die Rechtsanwendung.
Ihre Aufgabe ist es, das vorinstanzliche Urteil auf eine Verletzung revisiblen
Rechts zu �berpr�fen. Sie sind daher grunds�tzlich nicht zur eigenen Tat-
sachenermittlung und Tatsachenw�rdigung befugt2.

Es l�sst sich daher als Regel formulieren, dass die Tatsachengerichte den
entscheidungserheblichen Sachverhalt ermitteln und w�rdigen, w�hrend
das Revisionsgericht auf die rechtliche �berpr�fung beschr�nkt ist3. Der
nach dieser Regel f�r das Revisionsgericht typische Ausschluss von der Tat-
sachenfeststellung und -w�rdigung ist allerdings weder in den einzelnen
Prozessordnungen noch in der revisionsgerichtlichen Praxis in reiner
Form verwirklicht4.

Ziel dieser Arbeit ist es, in einem ersten Schritt zu untersuchen, wie die
Rechtsprechungsbefugnisse von Tatsachen- und Revisionsgerichten von-
einander abzugrenzen sind5. Eine wichtige Rolle spielt dabei das schon
viele Juristengenerationen besch�ftigende Problem der Abgrenzung der Tat-
frage von der Rechtsfrage. Diese Abgrenzung hat vor allem Bedeutung f�r
die Frage, welcher Pr�fungs- und Entscheidungsumfang dem Revisions-
gericht gesetzlich einger�umt ist. Der Schwerpunkt vorliegender Unter-

13

1 Im Zivilprozessrecht ist die Bindung des BGH trotz der im Wortlaut etwas engeren Formulie-
rung des § 559 Abs. 2 ZPO nach der herrschenden Meinung in vergleichbarer Weise zu den
§§ 137 Abs. 2 VwGO, 118 Abs. 2 FGO und 163 SGG auf alle tats�chlichen Feststellungen bezo-
gen und nicht nur darauf, ob eine tats�chliche Behauptung wahr oder unwahr ist, vgl. Schoch/
Schmidt-Aßmann/Pietzner/Eichberger § 137 Rn. 148; M�KoZPO/Wenzel § 559 Rn. 8; Stein/
Jonas/Grunsky § 561 Rn. 31.

2 Vgl. Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner/Eichberger § 137 Rn. 111; Tipke/Kruse/Seer, FGO,
§ 118 Rn. 2, 87ff.; Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann § 546 Rn. 1, 4.

3 Vgl. BeckOK-VwGO/Suerbaum § 137 Rn. 44; M�KoZPO/Wenzel § 559 Rn. 1; BVerwGE 114, 16,
26; BGH NJW 1998, 2972, 2974.

4 Vgl. Tipke/Kruse/Seer, FGO, § 118 Rn. 90ff.; Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner/Eichberger
§ 137 Rn. 112.

5 Hierbei wird die Situation, dass in Bezug auf die tats�chlichen Feststellungen zul�ssige und
begr�ndete Revisionsgr�nde vorgebracht sind, nicht ber�cksichtigt.



suchung wird dabei auf das verwaltungsgerichtliche Revisionsverfahren
gelegt, gleichzeitig aber auch die entsprechende revisionsrechtliche Recht-
sprechung und Literatur der anderen Gerichtszweige beachtet und verglei-
chend gew�rdigt.

Es wird sich zeigen, dass die revisionsgerichtliche Praxis zahlreiche, teils
weitgehende Ausnahmen und Abweichungen von dem Gebot der Bin-
dungswirkung tats�chlicher Feststellungen und der Beschr�nkung des
Revisionsgerichts auf die Rechtsfindung entwickelt hat6. Diese Ausnahmen
gilt es jeweils kritisch in den Blick zu nehmen und zu bewerten, wobei
bereits an dieser Stelle darauf hinzuweisen ist, dass sich diese nicht durch-
gehend als aus innerprozessualen Gr�nden unumg�nglich, prozessçko-
nomisch sinnvoll oder gar geboten erweisen.

In einem zweiten Schritt ist daher der Frage nachzugehen, inwiefern eine
solche Verkennung der dem Revisionsgericht gesetzlich einger�umten Ent-
scheidungskompetenzen Normen der Verfassung verletzt und auf welchem
Weg sich ein Betroffener hiergegen zur Wehr setzen kann.

II. Gang der Untersuchung

Eingangs der Untersuchung wird zun�chst im zweiten Teil in der gebotenen
K�rze die Entstehung des § 137 Abs. 2 VwGO unter Ber�cksichtigung der
Entwicklung der Revision im verwaltungsgerichtlichen Verfahren (1. Kapi-
tel), daran anschließend Ziel und Zweck der Revision (2. Kapitel) dar-
gestellt. Der dritte Teil dieser Arbeit gibt einen �berblick �ber die Bin-
dungswirkung tats�chlicher Feststellungen im zivil- und strafgerichtlichen
Revisionsverfahren und die damit auch in Zusammenhang stehende
Abgrenzung der Tat- von der Rechtsfrage (3. und 4. Kapitel). Dem folgt im
vierten Teil eine Einf�hrung in das revisionsgerichtliche Pr�fprogramm des
Bundesverwaltungsgerichts und die Bedeutung des § 137 Abs. 2 VwGO
(5. Kapitel), woran eine vertiefte Auseinandersetzung mit der Frage der Bin-
dungswirkung tats�chlicher Feststellungen im verwaltungsgerichtlichen
Revisionsverfahren ankn�pft (6. Kapitel).

Der f�nfte Teil vorliegender Arbeit ist den verfassungsrechtlichen Vor-
gaben bei der Verkennung der dem Revisionsgericht gezogenen Grenzen
gewidmet. Es wird untersucht, ob eine �berschreitung der revisionsgericht-
lichen Entscheidungskompetenzen die Rechtsschutzgarantie des Art. 19
Abs. 4 GG (7. Kapitel), den Grundsatz des gesetzlichen Richters gem�ß
Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG (8. Kapitel), das in Art. 3 Abs. 1 GG verankerte Will-
k�rverbot (9. Kapitel), den Anspruch auf rechtliches Gehçr gem�ß Art. 103
Abs. 1 GG (10. Kapitel) oder Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 2 und Abs. 3
GG (11. Kapitel) verletzt. Im anschließenden 12. Kapitel wird herausgear-
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6 Vgl. Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner/Eichberger § 137 Rn. 112.



beitet, wie sich ein Betroffener gegen eine �berschreitung der Rechtspre-
chungsbefugnisse durch ein Revisionsgericht prozessual zur Wehr setzen
kann.

Im sechsten Teil werden fiktive Fallszenarien dargestellt, die nach Auf-
fassung des Verfassers gegen die einfach-gesetzlich geregelte gebotene Bin-
dungswirkung tats�chlicher Feststellungen verstoßen und grundgesetzliche
Normen verletzen.

Die Arbeit schließt mit einer Zusammenfassung der Ergebnisse dieser
Untersuchung im siebten Teil.
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Zweiter Teil
Entwicklung, Ziel und Zweck der Revision im
verwaltungsgerichtlichen Verfahren

1. Kapitel:
Entwicklung der Revision im verwaltungsgerichtlichen
Verfahren

Die Entwicklung des verwaltungsgerichtlichen Revisionsrechts h�ngt eng
mit der geschichtlichen Entwicklung der Verwaltungsgerichtsbarkeit
zusammen. In der Zeit bis zur Paulskirchenverfassung gab es weder eine
strikte Trennung von Herrschaft und Gerichtsbarkeit noch eine von �ffent-
lichem Recht und Privatrecht7. Das Richteramt war ein Teil der Landesherr-
schaft8. Diese urspr�ngliche „Administrativjustiz“, gleichbedeutend mit
den „Kameralgerichten“, war zugleich die Behçrde9. Trotz Einrichtung der
Kameraljustiz war dem einzelnen B�rger nicht das Recht gew�hrleistet, den
Landesherrn selbst zu verklagen10. Vor diesem Hintergrund ist die in § 182
der Paulskirchenverfassung von 1849 niedergelegte Forderung einer Kon-
trolle der Verwaltung durch die ordentlichen Gerichte verst�ndlich11.

Auch nach der Reichsgr�ndung 1871 blieb die Verwaltungsgerichtsbar-
keit landesgesetzlich geregelt12. Als erstes Land f�hrte Baden im Jahre
1863 einen Verwaltungsgerichtshof als ein von der Verwaltung getrenntes,
echtes Gericht ein, gefolgt von Preußen mit seinem Oberverwaltungsgericht
1872, Hessen 1874, W�rttemberg 1876 und Bayern 187813. Diese Gerichts-
hçfe und Oberverwaltungsgerichte waren von erheblicher Bedeutung f�r
die Entwicklung des Verwaltungsrechts14 und auf eine Rechtskontrolle
beschr�nkt15.

An der Zersplitterung des Verwaltungsrechts im Reich aufgrund des
jeweiligen landesrechtlichten Verwaltungsrechtsschutzes �nderte auch die
Weimarer Verfassung (WRV) vom 11. 08. 1919 nichts16. Art. 107 WRV ent-
hielt zwar die Vorgabe, dass im Reich und in den L�ndern nach Maßgabe
der Gesetze Verwaltungsgerichte zum Schutze der Einzelnen gegen Anord-
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7 Vgl. R�fner, D�V 1963, 719, 720.
8 Vgl. Hufen, Verwaltungsprozessrecht, § 2 Rn. 2.
9 Lorenz, Verwaltungsprozessrecht, § 2 Rn. 2.

10 Vgl. Hufen, Verwaltungsprozessrecht, § 2 Rn. 2.
11 Vgl. Tettinger/Wahrendorf, Verwaltungsprozessrecht, § 1 Rn. 4.
12 May, Revision, S. 7 Rn. 14.
13 Vgl. Grawert, FS Menger, S. 35, 50.
14 Hufen, Verwaltungsprozessrecht, § 2 Rn. 9.
15 Lorenz, Verwaltungsprozessrecht, § 2 Rn. 8.
16 Vgl. Tettinger/Wahrendorf, Verwaltungsprozessrecht, § 1 Rn. 5.



nungen und Verf�gungen der Verwaltungsbehçrden bestehen m�ssen. Zur
Errichtung von Reichsverwaltungsgerichten kam es aber nur auf einzelnen
Teilgebieten der Verwaltung. Im �brigen blieb es bei den landesrechtlichen
Regelungen17.

In Preußen war das Oberverwaltungsgericht in Berlin hçchste Instanz,
das �ber die Revision entschied und auf die rechtliche Nachpr�fung
beschr�nkt war. Die Revision konnte auf materielle Gesetzesverletzung
und Verfahrensfehler gest�tzt werden18. In bestimmten Angelegenheiten
hing die Statthaftigkeit von einem – geringen – Wert ab19. 1932 f�hrte der
Gesetzgeber daneben das Erfordernis der Zulassung wegen grunds�tzlicher
Bedeutung ein20. Der F�hrererlass vom 28. 08. 193921 bestimmte, dass die
Revision nur noch nach Zulassung wegen grunds�tzlicher Bedeutung
durch das erkennende Verwaltungsgericht oder besonderer Umst�nde des
Einzelfalles statthaft war22.

Das Reichsverwaltungsgericht wurde durch F�hrererlass vom 03. 04.
194123 geschaffen. Es vereinigte die letztinstanzlichen Verwaltungsgerichte,
erlangte aber keinerlei praktische Bedeutung mehr24. Tats�chlich war der
verwaltungsgerichtliche Rechtsweg w�hrend des Zweiten Weltkriegs weit-
gehend eingeschr�nkt25.

Nach Ende des Zweiten Weltkriegs wurde durch das Kontrollratsgesetz
Nr. 36 vom 10. 10. 194626 die Wiedererrichtung der Verwaltungsgerichtsbar-
keit in den Besatzungszonen angeordnet. Von dieser Erm�chtigung mach-
ten alle L�nder der drei Westzonen Gebrauch. Mit Ausnahme von W�rttem-
berg-Hohenzollern wurden zweiinstanzliche Verwaltungsrechtsz�ge
installiert27. Als Rechtsmittel gab es zun�chst nur die Berufung, die teils
durch Streitwertgrenzen als auch durch Zulassung wegen grunds�tzlicher
Bedeutung beschr�nkt wurde28.

Als Besonderheit wurde in der sogenannten Bizone, das Vereinigte Wirt-
schaftsgebiet von amerikanischer und britischer Zone, das Deutsche Ober-
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17 Vgl. May, Revision, S. 7 Rn. 14.
18 Vgl. Gottwald, S. 78.
19 Vgl. May, Revision, S. 7 Rn. 14.
20 Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung v. 01. 09. 1932, RGBl I,

S. 283.
21 Erlass des F�hrers und Reichskanzlers �ber die Vereinfachung der Verwaltung, RGBl I,

S. 1535.
22 Vgl. Scheerbarth, D�V 1963, 729, 732.
23 Erlass des F�hrers und Reichskanzlers �ber die Errichtung des Reichsverwaltungsgerichts,

RGBl I, S. 201.
24 Vgl. Stolleis, FS Menger, S. 57, 69.
25 Vgl. May, Revision, S. 8 Rn. 16; Hufen, Verwaltungsprozessrecht, § 2 Rn. 19.
26 Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland Nr. 11, S. 183.
27 Vgl. Pr�tting, S. 43.
28 Vgl. May, Revision, S. 8 Rn. 17; Pr�tting, S. 43.



gericht errichtet. Das Deutsche Obergericht war Revisionsgericht in allen
F�llen, in denen kein sonstiges Rechtsmittel gegeben war. Zulassungsgrund
war die grunds�tzliche Bedeutung einer Rechtsfrage f�r die wirtschaftliche
Einheit der Bizone29.

Nach Gr�ndung der Bundesrepublik Deutschland wurde dem damaligen
Art. 96 Abs. 1 GG (heute Art. 95 Abs. 1 GG) zufolge das Bundesverwal-
tungsgericht durch Gesetz vom 23. 09. 195230 errichtet. Nach diesem Gesetz
war das Bundesverwaltungsgericht Revisionsinstanz gegen Urteile der
obersten allgemeinen Verwaltungsgerichte eines Landes und �ber End-
urteile eines allgemeinen Verwaltungsgerichts im ersten Rechtszug. Zulas-
sungsgr�nde waren die grunds�tzliche Bedeutung einer Rechtsfrage, Diver-
genz oder die Beteiligung des Bundes als Partei31. Revisibel waren nach
§ 56 Abs. 1 BVerwGG nur Vorschriften des Bundesrechts, w�hrend § 56
Abs. 2 BVerwGG bereits die Bindung des Bundesverwaltungsgerichts an
die tats�chlichen Feststellungen der Vorinstanz bestimmte32.

Mit Inkrafttreten der VwGO am 01. 04. 196033 wurde erstmals das Recht
der Verwaltungsgerichtsbarkeit und das verwaltungsgerichtliche Vorverfah-
ren auf eine einheitliche Basis gestellt34. Zwischen 1960 und der Gegenwart
ist die VwGO h�ufig ge�ndert worden. Hervorzuheben sei hier insbeson-
dere zun�chst das 6. Gesetz zur �nderung der VwGO und anderer Gesetze
vom 01. 11. 199635, durch das die Berufung und andere Rechtsmittel dras-
tisch beschr�nkt wurden36. Durch das Gesetz zur Bereinigung des Rechts-
mittelrechts im Verwaltungsprozess vom 20. 12. 200137 wurden die stren-
gen H�rden teilweise korrigiert und die Anhçrungsr�ge eingef�hrt.

Auch heutzutage ist die Revision kein allgemein zul�ssiges Rechtsmittel.
Statthaft ist die zulassungsbed�rftige Revision zum Bundesverwaltungs-
gericht in Leipzig gem�ß § 132 VwGO in drei F�llen, im Fall der Grundsatz-
revision, der Divergenzrevision und der Verfahrensrevision. Die heutige
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29 Vgl. Ule, FS Menger, S. 81, 87.
30 Gesetz �ber das Bundesverwaltungsgericht vom 23. 09. 1952 (BVerwGG), BGBl I, S. 625.
31 Vgl. Pr�tting, S. 44.
32 Vgl. auch May, Revision, S. 9 Rn. 19; § 56 BVerwGG lautete: „(1) Die Revision kann nur darauf

gest�tzt werden, daß die angefochtene Endentscheidung auf der Nichtanwendung oder auf
der unrichtigen Anwendung von Bundesrecht beruhe. In den F�llen des § 10 Buchstabe a
kann die Revision auch darauf gest�tzt werden, daß das Verfahren an wesentlichen M�ngeln
leide. (2) Das Bundesverwaltungsgericht ist an die in der angefochtenen Endentscheidung
getroffenen tats�chlichen Feststellungen gebunden, es sei denn, daß in bezug auf diese Fest-
stellungen zul�ssige und begr�ndete Revisionsgr�nde vorgebracht sind. (3) Bei der R�ge von
Verfahrensm�ngeln sind nur die geltend gemachten Gr�nde nachzupr�fen.“

33 BGBl I, S. 17 und 44.
34 Hufen, Verwaltungsprozessrecht, § 2 Rn. 19.
35 BGBl I, S. 1629.
36 Hufen, Verwaltungsprozessrecht, § 2 Rn. 27.
37 BGBl I, S. 3989.


